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Ein erheblicher baulicher Eingriff (ebE) an 
einem Schienenweg kann zu einem Lärmzu-
wachs an umliegenden und schützenswerten 
Gebäudefassaden führen. Seit einem Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts aus dem Jahr 
2013 können hierdurch nicht nur Lärmschutz-
maßnahmen innerhalb eines Bauabschnitts re-
sultieren, vielmehr sind nun auch die Bereiche 
außerhalb eines ebE mit einzubeziehen. Das 
Eisenbahn-Bundesamt (EBA) hat hierzu im Jahr 
2014 eine entsprechende Verfügung erlassen. 
In der Praxis hat sich seitdem eine Vorgehens-
weise entwickelt, wie diese Verfügung umge-
setzt werden kann. Hiernach ist mindestens ein 
Lärmzuwachs bei Beurteilungspegeln ober-

halb von 70 dB(A) am Tag und 60 dB(A) in der 
Nacht als nicht mehr unerheblich einzustufen 
und in die Betrachtung einzubeziehen. Für die 
gerechte Abwägung sind Variantenbetrach-
tungen zu Lärmschutzmaßnahmen auch für 
diese Bereiche außerhalb des ebE erforderlich. 
Eine definitive rechtliche Vorgabe, wie mit Be-
reichen außerhalb des ebE gemäß 16. BImSchV 
zu verfahren ist, gibt es nicht, auch wenn wir als 
Ingenieure dies gerne hätten, und würde auch 
nicht jedem Einzelfall gerecht.

Auslegung des erheblichen 
baulichen Eingriffs 
Ursprüngliche Vorgehensweise  
bei erheblichen baulichen Eingriffen
Als ebE wurde in den 1990er Jahren, nach 
Einführung der 16. BImSchV, zunächst eine 

Gleisverschwenkung von mehr als einem hal-
ben Meter in vertikaler bzw. einem Meter in 
horizontaler Lage verstanden. Die Grundlage 
für diese Betrachtungsweise bildete seiner-
zeit ein gemeinsames Schreiben [1] der Deut-
schen Reichsbahn (DR) und der Deutschen 
Bundesbahn (DB).
Im Laufe der Zeit wurden diese Abmessun-
gen immer enger gefasst, wobei der Abstand 
einer schutzbedürftigen Bebauung zur Bahn-
strecke ein maßgebliches Kriterium bei der 
Bewertung eines ebE darstellt. 
In der früheren Auslegung des ebE war die 
Ermittlung von Lärmschutzansprüchen [2] 
auf den räumlichen Abschnitt der Baumaß-
nahme, den sogenannten Lärmschutzbereich 
[3], begrenzt (Abb. 1). Nach damaliger Lesart 
gab es zwar schon eine gesonderte Regelung 
für die nahen Randbereiche, allerdings spiel-

Lärmschutzansprüche außerhalb  
des erheblichen baulichen Eingriffs

Abb. 1: Vor dem Verfügungserlass des Eisenbahn-Bundesamtes im Jahr 2014 sind durch einen Lärmzuwachs aufgrund eines erheblichen baulichen 
Eingriffs Ansprüche auf Lärmschutz (rote Markierungen) innerhalb des Lärmschutzbereichs (grau) entstanden. Bereiche außerhalb des Bauabschnitts 
(blau) wurden in einer schalltechnischen Untersuchung nicht bewertet. Somit wurde im Rahmen der Lärmvorsorge auch kein Lärmschutz in Bereichen 
außerhalb gewährt, auch wenn hier ein Lärmzuwachs durch die Maßnahme vorlag.

Zur Umsetzung der entsprechenden EBA-Verfügung sind Variantenbetrachtungen  
zu Lärmschutzmaßnahmen auch für diese Bereiche erforderlich.
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ten die übrigen Bereiche außerhalb eines ebE 
bei einer schalltechnischen Bewertung keine 
Rolle. Als Konsequenz ergaben sich für diese 
Bereiche formaljuristisch auch keine Lärm-
schutzansprüche aus der Lärmvorsorge, ob-
wohl diese auch von einem möglichen Lärm-
zuwachs betroffen waren.

Neu: Zu beurteilende Bereiche außerhalb 
des erheblichen baulichen Eingriffs
Aufgrund eines Urteils des Bundesverwal-
tungsgerichts [4] aus dem Jahr 2013 sind 
nun im Rahmen der Lärmvorsorge auch die-
jenigen Bereiche schalltechnisch zu bewer-
ten, die sich außerhalb des Bauabschnitts 
befinden und in denen ein relevanter Lärm-
zuwachs durch den ebE zu erwarten ist. Die 
daraufhin erlassene Verfügung des EBA [5] 
aus dem Jahr 2014 spricht hierbei von ei-
nem mehr als unerheblichen Lärmzuwachs, 
der in die Abwägung mit einzubeziehen ist. 
Allerdings mangelt es an einer eindeutigen 
Vorgabe, welche Maßstäbe bei einer Ermitt-
lung von Betroffenen und einer möglichen 
Festlegung von Lärmschutzmaßnahmen an-
gesetzt werden sollen. 
Innerhalb des Lärmschutzbereiches ist die 
wesentliche Änderung die Grundvorausset-
zung für einen Anspruch auf Lärmschutz an 
betroffenen Gebäudefassaden. Die wesent-
liche Änderung entsteht aus dem Vergleich 
der Lärmimmissionen durch den Progno-
severkehr, der auf dem Bestand bzw. auf 
der durch den ebE veränderten Trassierung 
(Planung) verkehrt. Aus lärmtechnischer 
Sicht stellt dieser Rechtsbegriff also eine 
Lärmpegeldifferenz an den Gebäudefassa-
den dar. Präzise formuliert ergibt sich eine 
wesentliche Änderung durch den ebE ge-
mäß 16.  BImSchV bei einer Pegelerhöhung 
um mindestens 3 dB(A) oder einer Pegel-
erhöhung oberhalb bzw. auf mindestens 

70 dB(A) am Tage bzw. 60 dB(A) in der Nacht 
(kurz: 70/60 dB(A)).
Über den Lärmschutzbereich hinaus kann 
nun in Anlehnung an die wesentliche Än-
derung ein Kriterium abgeleitet werden, 
aus dem sich eine Vorgehensweise für die 
Ermittlung von Lärmschutz auch außerhalb 
des ebE ergibt. Grundlegend könnte man 
ableiten, dass immer eine Pegelerhöhung 
vorliegen muss, damit sich ein Lärmschutz-
anspruch rechtfertigen lässt. Ab wann eine 
Erhöhung als nicht mehr unerheblich zu be-
trachten ist, hängt immer vom Einzelfall ab.
Um eine mögliche Handhabung näher er-
örtern zu können, wird zunächst auf den 
Lärmschutz innerhalb eines Bauabschnitts 
eingegangen, der durch das Vorliegen einer 
wesentlichen Änderung vorzusehen ist. 

Prüfung und Dimensionierung  
von Lärmschutzmaßnahmen 
Dimensionierung innerhalb  
des erheblichen baulichen Eingriffs
Bei einer Dimensionierung von Lärmschutz-
maßnahmen innerhalb des erheblichen bau-
lichen Eingriffs sind, unter Berücksichtigung 
der Verhältnismäßigkeit, die Immissions-
grenzwerte der 16. BImSchV durch aktive 
Lärmschutzmaßnahmen einzuhalten [5]. 
Aktiver Lärmschutz wird durch Minderungs-
maßnahmen im Bereich der Schallquelle, 
der Gleise bzw. der Züge, an der Bahnstrecke 
umgesetzt. Hier können zum Beispiel kon-
ventionelle Schallschutzwände, aber auch 
innovative Maßnahmen, wie Schienensteg-
dämpfer oder -abschirmungen, in Betracht 
kommen.
Durch Variantenuntersuchungen im Rahmen 
der schalltechnischen Untersuchung wird 
die genaue Zusammensetzung des aktiven 
Schallschutzes unter Berücksichtigung von 
Kosten-Nutzen-Gesichtspunkten ermittelt. 

Für Gebäudefassaden, die nicht durch aktive 
Maßnahmen zu schützen sind bzw. für die 
die Verhältnismäßigkeit für aktive Maßnah-
men nicht gegeben ist, wird ergänzender 
passiver Lärmschutz, welcher fassaden- und 
geschossgenau ermittelt wird, vorgesehen. 

Dimensionierung außerhalb  
des erheblichen baulichen Eingriffs
Damit Lärmschutz aus der Lärmvorsorge 
(über die 16. BImSchV hinaus) auch außer-
halb eines Bauabschnittes gerechtfertigt 
werden kann, muss auch hier eine relevan-
te Pegelerhöhung vorliegen. Ab welchen 
„Grenzwerten“ Lärmschutz vorzusehen ist, 
wird seit der Verfügung des EBA [5] jeweils 
in Absprache mit dem Baulastträger und der 
Genehmigungsbehörde abgestimmt. 
Bei der bisherigen Praxis hat sich gezeigt, dass 
ein Lärmzuwachs bei Beurteilungspegeln von 
mindestens 70 dB(A) am Tag und 60 dB(A) in 
der Nacht in die Abwägung einzustellen ist. 
Diese Werte würden somit als „Grenzwerte“ 
zur Dimensionierung von Lärmschutzmaß-
nahmen außerhalb des ebE dienen. 
Eine schalltechnische Betroffenheit über die 
16.  BImschV hinaus (außerhalb einer Bau-
maßnahme) resultiert somit, wenn an der 
betroffenen Fassade ein Lärmpegel von min-
destens 70 dB(A) am Tag bzw. 60 dB(A) in der 
Nacht vorliegt und sich der Beurteilungspe-
gel aufgrund des ebE weiter erhöht. Kon-
kreter bedeutet dies, dass auch für Bereiche 
außerhalb des ebE mit Beurteilungspegeln 
von mindestens 70/60  dB(A) Lärmschutz-
maßnahmen zu betrachten sind (Abb. 2). 
Für die Betrachtung von Lärmschutzmaß-
nahmen sollte für eine gerechte Abwägungs-
entscheidung eine Variantenuntersuchung 
durchgeführt werden, bei der durch aktiven 
Lärmschutz zwar nicht die Immissionsgrenz-
werte der 16. BImSchV angestrebt werden, 
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aber Beurteilungspegel von 70 dB(A) am Tag 
bzw. 60 dB(A) in der Nacht eingehalten wer-
den. Auch hier muss die Verhältnismäßigkeit 
der aktiven Lärmschutzmaßnahme gegeben 
sein. 
Wann eine Pegelerhöhung relevant ist, ist eine 
Abwägungsentscheidung bezogen auf jeden 
Einzelfall. Bei einer „drastischen“ Pegelerhöhung 
können u. E. Lärmschutzmaßnahmen durchaus 
auch bei geringeren Lärmpegeln unterhalb von 
70/60 dB(A) ein Abwägungsergebnis sein. 

Abb. 2: Nach dem Verfügungserlass des Eisenbahn-Bundesamtes im Jahr 2014 sind nun auch Bereiche außerhalb (blau) eines erheblichen baulichen 
Eingriffs in die Abwägung mit einzubeziehen. Auf Grundlage bisheriger, praxisbezogener Kriterien können somit auch Lärmschutzansprüche außerhalb 
des Lärmschutzbereiches (gelbe Markierungen) vorliegen und Lärmschutzmaßnahmen für Betroffene gewährt werden. 
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